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______________________________________________________________________

Landeshauptstadt Hannover - Dezernat I - Datum 10.03.2014

Einladung

zur 26. Sitzung des Organisations- und Personalausschusses am 
Mittwoch, 19. März 2014, 14.00 Uhr, Rathaus, Gobelinsaal

______________________________________________________________________

Tagesordnung:

I. Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

1. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung am 19. Februar 2014 

2. Antrag der CDU-Fraktion zur grundsätzlichen Formulierung zu zusätzlichem 
Personalbedarf in Drucksachen des Rates der Landeshauptstadt Hannover
(Drucks. Nr. 0235/2014) 

3. Einhaltung sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge
(Informationsdrucks. Nr. 0456/2014 mit 2 Anlagen) 

4. Stadtentwicklung Hannover 2030
(Drucks. Nr. 0261/2014 mit 2 Anlagen) - bereits übersandt

5. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am 
Stadtentwicklungsprozess Hannover 2030
-  mündlicher Vortrag -

Schostok

Oberbürgermeister 
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______________________________________________________________________

Landeshauptstadt Hannover  - -  Datum 26.03.2014

PROTOKOLL

26. Sitzung des Organisations- und Personalausschusses am Mittwoch, 19. März 2014, 
Rathaus, Gobelinsaal

Beginn 14.00 Uhr
Ende 15.30 Uhr

______________________________________________________________________

Anwesend:
(verhindert waren) 

Beigeordnete Kastning (SPD)
Ratsherr Kluck (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsfrau Arikoglu (Bündnis 90/Die Grünen)
Ratsherr Dette (Bündnis 90/Die Grünen) 14.00 - 14.50 Uhr
Beigeordneter Förste (DIE LINKE.) 14.00 - 14.50 Uhr
Ratsherr Gill (SPD)
Ratsfrau Jeschke (CDU) 14.00 - 14.50 Uhr
Beigeordneter Klie (SPD)
Ratsherr Nagel (SPD) als Vertretung für Ratsherrn Römer

Ratsherr Pohl (CDU)
(Ratsherr Römer) (SPD)
Bürgermeister Scholz (CDU)

Grundmandat:
Ratsherr Engelke (FDP) 14.00 - 14.50 Uhr
Ratsherr Wruck (DIE HANNOVERANER)

Verwaltung:  
Herr Stadtrat Härke         Personal- und Organisationsdezernent
Frau Baden-Prahl         Büro Oberbürgermeister
Herr Becker         Fachbereich Personal und Organisation
Frau Diers         Fachbereich Personal und Organisation
Herr Janßen         Gesamtpersonalrat
Herr Jeroschewski         Gesamtpersonalrat
Herr Kallenberg         Fachbereich Personal und Organisation
Frau Kämpfe         Referat für Frauen und Gleichstellung
Herr Möser         Büro Oberbürgermeister
Frau Riefe         Fachbereich Personal und Organisation
Frau Rostin         Personal- und Organisationsdezernat

Für die Niederschrift:

Frau Ciytak         Fachbereich Personal und Organisation,
        Für die Niederschrift
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Tagesordnung:

I. Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

1. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung am 19.02.2014

2. Antrag der CDU-Fraktion zur grundsätzlichen Formulierung zu zusätzlichem 
Personalbedarf in Drucksachen des Rates der Landeshauptstadt Hannover
(Drucks. Nr. 0235/2014)

3. Einhaltung sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge
(Informationsdrucks. Nr. 0456/2014 mit 2 Anlagen)

4. Stadtentwicklung Hannover 2030
(Drucks. Nr. 0261/2014 mit 2 Anlagen)

4.1. Zusatzantrag der CDU-Fraktion zu DS 0261/2014 (Stadtentwicklung 
Hannover 2030)
(Drucks. Nr. 0688/2014)

5. Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am 
Stadtentwicklungsprozess Hannover 2030
-  mündlicher Vortrag -

 

I.  Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

Die Vorsitzende, Beigeordnete Kastning, eröffnete die 26. Sitzung des form- und 
fristgerecht geladenen, beschlussfähigen Organisations- und Personalausschusses. 
Beigeordnete Kastning sagte, dass den Ausschussmitgliedern als Tischvorlage ein 
Zusatzantrag gem. der Geschäftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover zur 
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Drucksache 0261/2014, Tagesordnungspunkt 4 „Stadtentwicklung Hannover 2030“ von der 
CDU-Fraktion vorliegen würde. Dieser Zusatzantrag werde als Tagesordnungspunkt 4.1 auf 
der Tagesordnung ergänzt. Beigeordnete Kastning sagte, dass sie, bevor sie nach 
Anmerkungen zur Tagesordnung fortfahren würde, den Ausschussmitgliedern die Zeit 
geben würde, damit sich diese den Zusatzantrag durchlesen können. Die 
Ausschussmitglieder stimmten dieser Verfahrensweise zu. 
Herr Stadtrat Härke sagte, dass die Tagesordnungspunkte 1 und 6 von der Verwaltung 
abgesetzt werden, da das Protokoll der letzten Sitzung zu kurzfristig versandt wurde und die 
Verwaltung den Ausschussmitglieder mehr Zeit einräumen wolle, das Protokoll zu lesen, da 
dieses etwas länger gewesen sei als die üblichen.

TOP 1.
Genehmigung des Protokolls über die Sitzung am 19.0 2.2014

Abgesetzt

TOP 2.
Antrag der CDU-Fraktion zur grundsätzlichen Formuli erung zu zusätzlichem 
Personalbedarf in Drucksachen des Rates der Landesh auptstadt Hannover
(Drucks. Nr. 0235/2014)

Antrag zu beschließen:

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover fordert die Stadtverwaltung auf, in alle 
Informations- und Beschlussdrucksachen analog der Berücksichtigung von 
Gender-Aspekten, einen Passus aufzunehmen, der bei neuen Projekten, Konzepten oder 
Veränderungen von Aufgaben schriftlich explizit ausführt, mit welchem Personalbedarf 
(umgeschichtetes, vorhandenes und/oder zusätzliches Personal) zu rechnen ist. Eine 
Stellungnahme des Personalrates ist beizufügen.

Ratsherr Pohl sagte, dass der Rat der Landeshauptstadt Hannover die Stadtverwaltung 
auffordere, in alle Informations- und Beschlussdrucksachen analog der Berücksichtigung 
von Gender-Aspekten einen Passus aufzunehmen, der bei neuen Projekten, Konzepten 
oder Veränderungen von Aufgaben schriftlich explizit ausführe, mit welchem Personalbedarf 
(umgeschichtetes, vorhandenes und/oder zusätzliches Personal) zu rechnen sei. Weiterhin 
möchte seine Fraktion eine Stellungnahme des Personalrates beigefügt haben. Er sagte 
weiter, dass man seit längerem beobachten könne, dass im Zuge der Auflage und/oder 
Umorientierung von Projekten bzw. bei der Veränderung von Aufgaben, die Verwaltung in 
den entsprechenden Drucksachen formuliere, dass zusätzlicher Personalbedarf aus dem 
Bestand oder durch Umschichtungen zu decken sei. Er sagte weiter, dass es in der Realität 
anders sei. Er sagte weiter, dass bestehende Arbeitsverhältnisse an zunehmender 
Aufgabenfülle und Arbeitsverdichtung leiden. Diese seien oft auch mit negativen 
gesundheitlichen Folgen, wie steigenden psychischen Belastungen für die betroffenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verbunden. Deshalb sei es notwendig, darzustellen, wie 
und mit welchem Personalbedarf die Aufgaben erledigt werden sollen.

Ratsherr Engelke sagte, bevor er eine abschließende Meinung zu diesem Antrag äußere, 
möchte er vorher eine Stellungnahme vom Gesamtpersonalrat hören. Er sagte, wie man 
wisse, habe man ca. 2000 Drucksachen im Jahr in der Ratsversammlung. Er fragte weiter, 
ob dies personell zu leisten sei oder dieser Handlungsbedarf nur bei bestimmten 
Drucksachen bestehe.

Herr Jeroschewski sagte, dass der Gesamtpersonalrat zunächst die Absicht, die in diesem 
Antrag formuliert sei, sehr sympathisch finde. Er finde es sehr gut, dass hier die 
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Arbeitsbelastung und die damit verbundenen negativen gesundheitlichen Folgen 
thematisiert werden. Er sagte weiter, dass er nicht wisse, ob dieses Instrument hier 
geeignet sei. Er führte weiter aus, es gebe Beispiele aus der Vergangenheit, wo man sagen 
könne, mit dem Instrument habe es nicht geklappt. Er wisse noch nicht, wie es im Moment 
in der Praxis umgesetzt werden könne. Er finde den Gedanken richtig und sagte, dass 
dieser Gedanke weiter verfolgt werden sollte. Er könne sich aber im Moment kein 
geeignetes Instrument dafür vorstellen. Man müsse es auch weiterhin beobachten und 
prüfen, vor allem vor dem Hintergrund, dass, wenn es zusätzliche Aufgaben geben sollte, 
diese nicht dem vorhandenen Personal übertragen werden, sondern neue Arbeitsplätze 
geschaffen werden müssten.

Ratsherr Gill sagte, dass er es sinnvoll finde, wenn man in den Anträgen der Parteien 
erwähnen könnte, wie viel Personal benötigt werde.

Bürgermeister Scholz sagte, dass seine Fraktion lange überlegt habe, wie man diesen 
Antrag formulieren könnte. Er sagte weiter, dass dies nicht so einfach gewesen sei, 
allerdings glaube er, dass die Grundidee verstanden worden sei. Er sagte weiter, man habe 
es auch vielfach im Ausschuss gehört und diskutiert, vor allem im Zusammenhang mit der 
Gesundheitsförderung und mit Stellenplandiskussionen, dass es in vielen Bereichen zu 
erheblichen Arbeitsbelastungen und Arbeitsverdichtungen entweder durch die Schaffung 
von neuen Aufgaben oder durch Aufgabenerweiterungen gekommen sei. Er führte weiter 
aus, dass diese auch bedingt durch Aufträge des Rates entstanden seien. Deswegen habe 
seine Fraktion ein wenig an den Passus „ Genderaspekte“ angeknüpft. Er sagte weiter, 
dass seine Fraktion keine Lösung parat habe, wie man dies umsetzen könne. Er sagte 
weiter, dass, wenn der Antrag hier angenommen werde, die Verwaltung im Rat oder auch 
im Organisations- und Personalausschuss Vorschläge unterbreiten könne, mit welchen 
geeigneten Instrumenten dieser umgesetzt werden könne. Bürgermeister Scholz sagte bzgl. 
der Aussage von Ratsherrn Gill, dass die Fraktionen dies nicht leisten können. Letztlich 
handele es sich um Beschlussdrucksachen der Verwaltung. 

Ratsherr Engelke sagte, dass er folgenden Vorschlag machen würde, den die CDU-Fraktion 
aufgreifen könnte. Er sagte, dass er vorschlagen würde, dem Gesamtpersonalrat die Option 
einzuräumen, zu Beschlussdrucksachen oder Informationsdrucksachen der Verwaltung eine 
entsprechende Stellungnahme abzugeben. Dann könne der Gesamtpersonalrat fallbezogen 
entscheiden, ob er eine Stellungnahme abgeben möchte oder nicht. Er sagte weiter, dass er 
dann glaube, dass es arbeitstechnisch erheblich einfacher in der Umsetzung sei. Er denke, 
dass man dann mit diesem Änderungsantrag  allen Aspekten und Wünschen entsprochen 
habe. Er sagte weiter, vielleicht denke die CDU-Fraktion über so einen Änderungsantrag 
nach, ansonsten würde seine Fraktion einen Änderungsantrag mit ihren Wünschen in den 
Ausschuss einbringen.

Herr Stadtrat Härke sagte, dass die Niedersächsische Landesregierung die Absicht habe, 
das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz zu reformieren. Hier liefen kommunale 
Spitzenverbände und Fraktionen Sturm. Er sagte, dass diese der Meinung sind, das Gesetz 
in der dortigen Ausgestaltung reiche aus. Er führte weiter aus, dass, wenn man als 
Landeshauptstadt Hannover dem Gesamtpersonalrat eine obligatorische Stellungnahme 
einräumen müsse, dann würde er das gerne rechtlich betrachten wollen. Weiterhin sagte er, 
dass die Verwaltung in vielen Fällen nicht sagen könne, wie der Personalbedarf gedeckt 
werden könne. Er führte weiter aus, dass es viele Beispiele gäbe, wo die Verwaltung in 
Drucksachen bereits notwendige Personalkosten aufführe. Er sagte weiter, dass die 
Verwaltung dann zum Beispiel zu dem Ergebnis komme, dass man 3, 5 Stellen mehr 
bräuchte. Er sagte, dass man dies in einer Drucksache erwähnen könne. Er führte weiter 
aus, dass man aber nicht ausführen könnte, wie dann der notwendige Personalbedarf 
gedeckt würde, etwa aus Einstellungen, internen Umsetzungen, Rückkehrern, 
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Rückkehrerinnen aus der Elternzeit usw..Er betonte weiter, dass man den inhaltlichen 
Ansatz aufgreifen und seitens der Verwaltung bis zur Klausurtagung dieses Ausschusses 
einen Vorschlag erarbeiten würde, der diesen Antrag sinnvoll umsetzen und den 
gesetzlichen Regelungen des NKomVG, des Personalvertretungsrechts und der 
Geschäftsordnung des Rates entsprechen würde. Er sagte weiter, wenn man so 
unkonventionell mit diesem Antrag umgehen könnte, würde man in diesem Ausschuss ein 
sinnvolles weiteres Verfahren vereinbaren können.

Beigeordneter Förste sagte, dass seine Fraktion im Prinzip den Antrag gut finde. Er sagte, 
dass dann eine Stellungnahme obligatorisch sei. Er sagte weiter, dass er es momentan 
nicht rechtlich beurteilen könne. Er führte weiter aus, dass er nicht glaube, dass dieser 
Antrag zusätzlich Arbeit schaffen werde. Er sagte weiter, dass er glaube, dass die 
Genderaspekte z.B. nicht so viel zusätzliche Arbeit schaffen. Er verstehe nicht, warum man 
dies nicht sofort beurteilen könne, ob man zusätzliches Personal bräuchte oder nicht.

Ratsherr Nagel sagte, dass man von der Verwaltung erfahren habe, dass dieses Vorgehen 
bereits stattfinde. Er sagte weiter, dass seine Fraktion sehr stark den Eindruck habe, dass 
die Verwaltung hier gefesselt werden solle, hier eine Aussage zu treffen, sodass die 
CDU-Fraktion hinterher sagen könne, dass die Verwaltung das schriftlich vorgebrachte nicht 
eingehalten habe. Er sagte weiter, dass, wenn dieser Antrag durchkäme, man der 
Verwaltung die Flexibilität in ihrer Personalstruktur nehmen würde. Hier könnte die 
Verwaltung formal zu einer Aussage gezwungen werden.

Ratsherr Engelke sagte zu Ratsherrn Nagel, dass dies genau sein Ansatz gewesen sei, 
dass die Verwaltung eine Option habe. 

Ratsherr Engelke sagte zu Herrn Stadtrat Härke, dass er zwar kein Jurist sei, aber er könne 
sich nicht vorstellen, dass in der Niedersächsischen Kommunalverfassung enthalten sei, 
dass der Gesamtpersonalrat sich nicht äußern dürfe. Er fügte hinzu, wenn der Rat der 
Landeshauptstadt Hannover als oberstes Entscheidungsorgan dem Gesamtpersonalrat eine 
Option einräumen würde, würde er gern den Menschen sehen, der das ablehnen würde. 
Insofern funktioniere diese Aussage aus seiner Sicht nicht. Er sagte zu Herrn Stadtrat 
Härke, dass er es rechtlich prüfen lassen könne. Er betonte nochmal, dass die 
CDU-Fraktion sich das mit seinem Änderungsvorschlag überlegen könne, ansonsten werde 
seine Fraktion einen Änderungsantrag hier einbringen und dann könne man neu über 
diesen Antrag diskutieren.

Bürgermeister Scholz sagte, dass man mit der obligatorischen Stellungnahme des 
Gesamtpersonalrates durchaus leben könne, da diese durchaus situationsbedingt je 
Drucksache und Aufgabenstellung unterschiedlich sein werde. Weiterhin stimmte er Herrn 
Stadtrat Härke zu, wenn dieser sage, dass das Personalvertretungsrecht hier für diese 
Aufgabe konkret keine Beteiligung des Gesamtpersonalrates unmittelbar vorsehe. 
Gleichwohl gebe es im Personalvertretungsrecht den allumfassenden Grundsatz der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit. Unter diesem Grundsatz könne auf freiwilliger Basis 
ohne unmittelbaren rechtlichen Hintergrund dies dann verabredet werden. Er betonte 
nochmal, dass er Herrn Stadtrat Härke auch nicht so verstanden habe, dass dieser es rein 
rechtlich von vornherein abgelehnt hätte. Letztlich sagte er bzgl. der Flexibilität, dass dies 
abhängig sei von der jeweiligen Beschlussdrucksache und von der Aufgabenstellung. Er 
sagte weiter, dass es nicht darum gehe, dass die CDU-Fraktion die Verwaltung fessele. 
Er sagte weiter, dass der Gedanke von Herrn Stadtrat Härke ihn angeregt habe, diesen 
Antrag nicht zur Abstimmung zu stellen, sondern zurück zu stellen, bis eine Stellungnahme 
der Verwaltung vorliege und dann könne man sich z.B. im Rahmen der Klausurtagung 
gemeinsam unterhalten, ob der Antrag so bleiben könne oder nicht.
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Ratsherr Gill sagte, dass man mit dieser Vorgehensweise gut umgehen könne.

Herr Stadtrat Härke sagte, dass alles, was in der heutigen Sitzung besprochen werde, im 
Protokoll festgehalten werde. Von daher könne man dies als Absicherung sehen. 

Beigeorndete Kastinig sagte, dass man erst über diesen Antrag abstimme, wenn man 
darüber in der Klausurtagung informiert werde und stelle somit den Antrag zunächst zurück. 
Sie fragte, ob die antragsstellende Fraktion sowie die übrigen Ausschussmitglieder mit 
dieser Vorgehensweise einverstanden seien. Diese stimmten der Verfahrensweise zu.

Wie "in die Fraktionen" behandelt. Die Verwaltung g ibt hierzu eine Stellungnahme.

TOP 3.
Einhaltung sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
(Informationsdrucksache Nr. 0456/2014 mit 2 Anlagen )

Zur Kenntnis genommen

TOP 4.
Stadtentwicklung Hannover 2030
(Drucks. Nr. 0261/2014 mit 2 Anlagen)

Antrag,

1. die Verwaltung zu beauftragen, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept Hannover 
2030 unter Beteiligung der Stadtgesellschaft zu erarbeiten,

2. eine Kommission des Rates „Stadtentwicklung Hannover 2030“ einzurichten.

Beigeordnete Kastning sagte, dass man beim Tagesordnungspunkt 4 einen Zusatzantrag 
als Tagesordnungspunkt 4.1 erhalten habe und dass der Tagesordnungspunkt 5 sich auch 
auf die Stadtentwicklung Hannover 2030 bzgl.  der Beteiligung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter am Stadtentwicklungsprozess Hannover 2030 bezieht. Zu diesem 
Tagesordnungspunkt werden dann Frau Baden-Prahl und Frau Riefe einen mündlichen 
Vortrag halten.

7 Stimmen dafür, 4 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 4.1.
Zusatzantrag der CDU-Fraktion zu DS 0261/2014 (Stad tentwicklung Hannover 2030)
(Drucks. Nr. 0688/2014)

Antrag zu beschließen:
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Der Antragstext wird wie folgt geändert und ergänzt:

Antrag,

1. die Verwaltung zu beauftragen, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept Hannover 
2030 unter Beteiligung der Stadtgesellschaft zu erarbeiten, wobei neben den unter 
Ziffer 3 der Begründung des Antrages beschriebenen Handlungsfeldern die 
Schwerpunkte auf die Bereiche demographische Veränd erung und 
Bevölkerungswachstum, öffentlicher Personennahverke hr sowie 
Individualverkehr, regionale Zukunft und wirtschaft liche Entwicklung gelegt 
werden sollen;

2. eine Kommission des Rates "Stadtentwicklung Hannover 2030" einzurichten. ein 
Meinungsbildungsprozess soll unmittelbar in den säm tlich betroffenen 
Fachausschüssen und Stadtbezirksräten erfolgen. Die  
Geschäftsordnungskommission übernimmt die Funktion einer Lenkungsgruppe;

3. das Konzept setzt sich grundsätzlich damit auseinan der, wie die Bürgerinnen und 
Bürger zukünftig frühzeitig und umfassend in Entsch eidungsprozesse 
miteingebunden werden können. Erste Lösungsansätze können dann ggf. gleich 
bei der Erstellung des Konzeptes umgesetzt werden.

Bürgermeister Scholz sagte, dass seine Fraktion die Drucksache in die Fraktion gezogen 
hatte, da seine Fraktion das integrierte Stadtentwicklungskonzept Hannover 2030 als eine 
sehr wichtige Angelegenheit betrachte und seine Fraktion würde dieses Programm auch 
unterstützen, wenn, wie der Oberbürgermeister es gesagt habe, es eine Vielzahl von 
Programmen in der Stadtverwaltung gebe.

Bürgermeister Scholz sagte weiter, dass seine Fraktion die Verwaltung beauftrage, ein 
integriertes Stadtentwicklungskonzept Hannover 2030 unter Beteiligung der 
Stadtgesellschaft zu erarbeiten, wobei neben den unter Ziffer 3 der Begründung des 
Antrages beschriebenen Handlungsfeldern die Schwerpunkte auf die Bereiche 
demographische Veränderung und Bevölkerungswachstum, öffentlicher 
Personennahverkehr sowie Individualverkehr, regionale Zukunft und wirtschaftliche 
Entwicklung gelegt werden sollen. Des Weiteren solle ein Meinungsbildungsprozess 
unmittelbar in den sämtlich betroffenen Fachausschüssen und Stadtbezirksräten erfolgen. 
Die Geschäftsordnungskommission solle die Funktion einer Lenkungsgruppe übernehmen. 
Weiterhin solle sich das Konzept grundsätzlich damit auseinander setzen, wie die 
Bürgerinnen und Bürger zukünftig frühzeitig und umfassend in Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden können. Erste Lösungsansätze könnten dann ggf. gleich bei der 
Erstellung des Konzeptes umgesetzt werden. Er sagte weiterhin, dass die vorgelegte 
Drucksache aus einer sehr oberflächlichen Betrachtungsweise des Themas 
Stadtentwicklung bestehe. Es fehle momentan an einer Schwerpunktsetzung. Er ergänzte, 
dass durch ein möglichst breites Abdecken aller nur in Frage kommender Themenfelder die 
Gefahr bestehe, sich undifferenziert in Kleinigkeiten zu verlieren und nicht visionär ein 
Gerüst für die Stadtentwicklung der Landeshauptstadt Hannover zu konzeptionieren. Zumal 
ein Konzept, welches für die nächsten 16 Jahre festgeschrieben werden soll, Flexibilität und 
Gestaltungsspielraum aufweisen müsse und keine Regulierungswut in Einzelfragen 
enthalten dürfe. Weiterhin sagte er, dass ein Bewerten von Chancen und Risiken der 
Stadtentwicklungskonzeption zu Beginn der Bearbeitung eines solchen Plans dargestellt 
werden müsste. Hierbei sei zu beachten, dass den Risiken, wie zum Beispiel die finanzielle 
Situation der Stadt, Erschwernisse der Infrastrukturerhaltung, Verfall von Infrastruktur, etc.. 
und auch Chancen, wie u.a. Renaissance der Stadt als Wohn-, Handels- und 
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Gewerbestandort, gegenüberstünden. Eine Abwägung von Chancen und Risiken sei in der 
Drucksache nicht zu erkennen. Damit steige die Gefahr, dass die Akzeptanz in der 
Stadtgesellschaft nicht gegeben sei bzw. zu einer nicht zu erfüllenden Erwartungshaltung 
führen könne. Er betonte weiter, dass die aufgeführten Handlungsfelder eine Auflistung 
dringender politischer Fragestellungen der Landeshauptstadt Hannover darstellen. Er 
kritisierte, dass diese nur oberflächlich angerissen werden. Die Auflistung sei nicht 
vollständig und weise keinesfalls den Handlungsrahmen aus. Weiterhin sagte er, dass die 
Bürgerbeteiligung in der Stadt Hannover nur rudimentär vorhanden sei bzw. sie eher 
proklamiert denn durchgeführt werde. Weiterhin sagte er, dass die Gegensätze 
verschiedener Strategien durch die vorgelegte Drucksache keinesfalls behandelt werde. 
Eine Einbindung der Programme der Landeshauptstadt Hannover sei nicht zu erkennen. 
Daneben sei zu prüfen, inwieweit die Imagebildung der Landeshauptstadt Hannover als 
konkretes Handlungsfeld aufgenommen werde. Er sagte weiter, dass derzeitige Konzepte 
nicht ausreichend seien und die konkrete Fragestellung nach Imagebildung sei ein 
langsamer Prozess, der viele Beteiligte erfordert. Letztlich sei das Einsetzen einer weiteren 
Kommission entbehrlich. Er finde es wichtig, dass bei der Erarbeitung des Konzeptes 
sowohl die Dezernenten und die Dezernentinnen als auch auch die Ratsgremien und 
Stadtbezirksräte in geeigneter Weise einzubinden sein. Man könne diese durch Diskussion 
oder Präsentation einbinden. Eine Lenkungsgruppe könne durch die 
Geschäftsordnungskommission des Rates abgebildet werden.

Ratsherr Engelke sagte, dass er diesen Antrag grundsätzlich gut finde mit einer Ausnahme, 
und zwar den Punkt zwei. Er führte weiter aus, dass er dem ersten Punkt noch folgen 
könne, den zweiten Satz, dass die Geschäftsordnungskommission die Funktion einer 
Lenkungsgruppe übernehmen solle, könnte er nicht folgen. Er sagte weiter, obwohl er 
immer gegen zusätzliche runde Tische sei, halte er dies hier für notwendig. Die 
Geschäftsordnungskommission habe eine völlig andere Aufgabe und er könne sich gut 
vorstellen, dass die Fraktionen andere Personen in diese Kommission integrieren wollen 
und vielleicht in den Vertretungen zu bestimmten Themen auch andere Personen anwesend 
sein werden und dass sei bei der Geschäftsordnungskommission richtig schwierig. Er sagte 
weiter, dass natürlich eine Lenkungsgruppe vorhanden sein müsste. Insofern finde er den 
Antrag im Allgemeinen gut, er würde aber allerdings den zweiten Punkt streichen wollen.

Ratsherr Gill sagte, dass seine Fraktion diesen zweiten Punkt auch kritisiert und sie den 
Antrag insgesamt für durchsichtig halten würden. Aus diesem Grunde werde seine Fraktion 
diesem Änderungsantrag nicht zustimmen.

Ratsfrau Arikoglu sagte, dass das,was sie sagen wollte, vorweg auch bereits von ihren 
Vorrednern und Vorrednerinnen gesagt wurde. Sie ergänzte, dass sie die Handlungsfelder 
im Stadtentwicklungskonzept sehr transparent finde und diese Handlungsfelder einem einen 
großen Ermessensspielraum ermöglichen. Sie möchte nicht, dass durch bestimmte Punkte 
dieses Stadtentwicklungskonzept eingeengt werde. Auch ihre Fraktion würde diesen 
Zusatzantrag ablehnen.

Beigeordneter Förste sagte, dass seine Fraktion in dem Zusatzantrag der CDU-Fraktion 
viele Punkte nachvollziehen könne. Er ergänzte weiter, dass auch seine Fraktion über den 
Ursprungsantrag diskutiert habe und die Kritik ähnele der der CDU-Fraktion, insbesondere 
finde seine Fraktion den Punkt zwei des Ursprungsantrages problematisch. Er denke, dass 
man nicht aufpassen müsste, dass gesetzgeberisch nicht legitimierte Gremien von 
Bürgerinnen und Bürger von unten die repräsentative Demokratie unterwanderten. 

Herr Stadtrat Härke sagte, während der Punkt eins des Zusatzantrages 
Handlungsschwerpunkte setze, sei der Punkt zwei eher politisch ausgerichtet. Er sagte, 
wenn dies gewünscht sei, würde er gerne Stellungnahmen hierzu abgeben.  Bei dem 
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Handlungsfeld Arbeit, Wirtschaft, Wissenschaft und Umwelt tauche auch das Thema 
Verkehr und Mobilität auf, dies sei nicht explizit genannt worden. Diese Felder seien nicht 
vergessen worden. Weiterhin sagte er, dass die Verwaltung bei der Frage einer 
Kommission des Rates sich davon habe leiten lassen, dass es in der Vergangenheit eine 
Kommission zur Stärkung der Stadtbezirke gegeben hat. Diese habe Ausschussstärke 
gehabt und sei von einem Ausschussmitglied geleitet worden. Hier habe man auch als 
Verwaltung den Vorschlag gemacht, dass es eine Mischung aus Rats- und 
Bezirksratsmitgliedern geben solle. Er sagte weiter, dass man das auch hier wieder 
vorschlagen würde. Er sagte weiter, dass dies ein Weg darstellen könnte, um Rat und 
Bezirksräte gemeinsam in den Willensbildungsprozess einbeziehen zu können. Er sagte 
weiter, dass dies nicht ausschließe, dass man im Organisations- und Personalausschuss 
und in anderen Fachausschüssen Input zum Stadtentwicklungsprozess 2030 geben könnte. 
Er sagte, dass die Verwaltung eine Kommission einrichten möchte, die dem Rat angehöre. 
Es gebe auch Kommissionen, die der Verwaltung angehören. Für dieses 
Stadtentwicklungskonzept wolle die Verwaltung, dass der Rat an dem Konzept stark 
beteiligt werde.

Ratsherr Pohl sagte, dass seine Fraktion mit dem Punkt eins im Zusatzantrag das 
Stadtentwicklungsprogramm konkretisieren wolle. Er sagte, dass die vorgelegte Drucksache 
zurzeit aus einer sehr oberflächlichen Betrachtungsweise des Themas Stadtentwicklung 
bestehe. Er sagte weiter, dass, auch wenn ein solches Konzept zur Stadtentwicklung der 
nächsten Jahre erst erarbeitet werden solle, dafür Impulse seitens der Ratspolitik 
vorgegeben werden müssten. Seine Fraktion sei der Meinung, dass solch eine 
Schwerpunktsetzung momentan fehle.

Ratsfrau Arikoglu sagte, dass sie den Ausführungen der CDU-Fraktion nicht folgen könne. 
Sie sagte, sie finde, dass man der Verwaltung ein Stück mehr Vertrauen entgegen bringen 
solle. Sie sagte weiter, dass der Verwaltung hier auch Ermessenspielraum geboten werden 
solle. Sie fügte hinzu, dass die Verwaltung nicht nur etwas in diesen Handlungsfeldern 
erarbeiten möchte, sondern auch damit verbunden Transparenz bieten werde. Sie fragte 
weiter, was einem es bringen würde, wenn man sich nur auf die genannten Punkte der 
CDU- Fraktion fixieren würde. Sie sagte weiter, dass man so aber die Möglichkeit hätte, 
weiter fließend arbeiten zu können. Sie sagte weiter, dass sie es fatal finde, es auf bestimmt 
Handlungsfelder zu reduzieren. 
Aus diesem Grunde lehne ihre Fraktion diesen Antrag ab.

Ratsfrau Jeschke sagte bzgl. der Aussage von Ratsfrau Arikoglu, dass man hier über 
Stadtentwicklung rede und hier sei es sinnvoll, dass man als gewählte Repräsentanten der 
Stadt an den entsprechenden Entscheidungen mitwirken solle und nicht von der Stadt in 
Zukunft Drucksachen vorgelegt bekomme und sich darauf verlassen sollte, dass die 
Stadtverwaltung dies eigenhändig managt und dass dies dann auch zu guten Ergebnissen 
führe. Sie sagte weiter, dass Ratsfrau Arikoglu dann das Prinzip nicht richtig verstanden 
habe. Es reiche nicht aus, sich allein auf die Kompetenzen der Stadtverwaltung zu 
verlassen, sondern in einer Zusammenarbeit mit der Verwaltung etwas zu erarbeiten. Dies 
seien die Beweggründe des Zusatzantrages ihrer Fraktion unter Punkt zwei.

Ratsherr Engelke sagte, dass er nicht die Meinung von Ratsfrau Arikoglu vertritt, dass man 
der Verwaltung Spielraum ermöglichen solle. Er sagte weiter, dass der Rat die 
Handlungsautorität und Handlungsautonomie hätte, die von den Einwohnerinnen und 
Einwohnern gewählt worden seien. Er sagte weiter, dass es sein Verständnis als Mitglied 
dieses Rates sei, zu beurteilen, wie man die Meinung, den Willen und die Wünsche der 
Einwohnerinnen und Einwohnern umsetzen könne. Er sagte, dass er dies als Grundprinzip 
eines jeden Rates ansehe. Er fügte hinzu, dass die Verwaltung die Aufgabe habe, die 
Beschlüsse des Rates rechtlich zu prüfen und sich Gedanken zu machen haben, wie man 
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diese dann umsetzen könne. Er sagte weiter, dass er dem Oberbürgermeister sehr genau 
zugehört habe, als dieser das Stadtentwicklungskonzept 2030 vorgestellt habe. Hier habe 
dieser sehr stark betont und darüber sei er sehr froh gewesen, dass es nicht nur die 
Aufgabe sei, herauszufinden, was die Einwohnerin oder der Einwohner wolle, sondern die 
Politik stark eingebunden werden solle. Es solle ein Werkzeug für Politik darstellen, worin 
sich Politik auch verwirklichen könne. Er sagte, dass der Handlungsspielraum nicht verkehrt 
sei, allerdings sei hier die Politik gefordert und nicht die Verwaltung. Ratsherr Engelke sagte 
weiter, wenn die CDU-Fraktion mit diesem Antrag einen Schwerpunkt auf irgendetwas legen 
wolle, sei es vielleicht ein wenig unglücklich formuliert worden, aber es sei ganz legitim zu 
sagen, man möchte als Politik an jenen Punkten Schwerpunkte setzen. Er fügte hinzu, dass 
dies genau das sei, was er sagen möchte: Politik müsse jetzt diesen Spielraum ausnutzen, 
den der Oberbürgermeister mit seinem Programm eingeräumt habe und es sei übrigens 
Aufgabe der Lenkungsgruppe, dies genau zu tun. 

Herr Stadtrat Härke sagte, dass die Verwaltung genauso wie er es beschrieben habe, ihre 
Rolle  sehe. Er sagte weiter, dass dies aber auch bedeute, dass man sich bei bestimmten 
Prozessen auch gegenseitig Spielraum gewähren müsse.

Ratsherr Engelke stimmt dieser Aussage zu. 

Herr Stadtrat Härke sagte, Stadtentwicklung bedeute nicht, wir bilden eine Kommission und 
diese gebe dann Anregungen oder fordere Bürgerbeteiligung. Dann hätte sich aus der Sicht 
der Verwaltung die Arbeit erledigt. Er fügte hinzu, dass diese Drucksache an alle 
Stadtbezirksräte zur Kenntnis verschickt worden sei, dass bedeute, dass jede 
Stadtbezirksrätin oder jeder Stadtbezirksrat für sich entscheiden könne, mit welchem Punkt 
dieser Drucksache diese oder dieser sich in ihren jeweiligen Sitzungen ihrer Bezirksräte 
auseinander setzen möchte. Er sagte weiter, dass die Verwaltung dann auch 13 
Stadtbezirkssitzungen besuchen und für Fragen zur Verfügung stehe würde. Weiterhin 
sagte er, dass in der Anlage zwei der Drucksache die Zeitschiene aufgeführt worden sei 
und man am Ende der Zeitschiene sehe, dass der Rat über ein Stadtentwicklungskonzept 
entscheide. Dies sei dann eine Beschlussdrucksache für den Rat, da das aber nicht nur 
eine Beschlussdrucksache für den Rat sein solle, die man innerhalb von 14 Tagen im Rat 
bespricht, gebe es die permanente Kommission, die diesen Prozess begleite solle. Er sagte 
weiter, dass der Stadtentwicklungs- und Bauausschusses sich auch nicht nehmen lasse, 
diesen gesamten Prozess zu begleiten, mitzuentwickeln und politische Schwerpunkte zu 
setzen. Insofern spreche er für die Drucksache der Verwaltung und er spreche nicht gegen 
eine andere Drucksache.

4 Stimmen dafür, 7 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 5.
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am  Stadtentwicklungsprozess 
Hannover 2030
-  mündlicher Vortrag -

Anmerkung der Verwaltung: Ratsherr Dette, Beigeorndeter Förste, Ratsfrau Jeschke und 
Ratsherr Engelke verlassen den Organisations- und Personalausschuss um 14:50 Uhr.

Beigeordnete Kastning sagte, dass der folgende Tagesordnungspunkt ein mündlicher 
Vortrag von Frau Baden-Prahl und Frau Riefe über die Beteiligung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter am Stadtentwicklungsprozess Hannover 2030 sei. 

Anmerkung der Verwaltung: Der mündliche Vortrag basiert auf der mitgeführten Anlage 
TOP 5 „Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Stadtentwicklungsprozess 
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Hannover 2030“.

Frau Baden-Prahl sagte, dass das besondere an dem Stadtentwicklungskonzept 2030 sei, 
dass die Öffentlichkeit, Politik und die Stadtverwaltung, hier also auch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, gemeinsam an einem Konzept arbeiten werden, und zwar parallel in 
identischer oder vergleichbarer Form. Sie sagte weiter, dass das Ergebnis ein integriertes 
Strategiepapier, ein Stadtentwicklungskonzept Hannover 2030 sein werde, welche Strategie 
und Konzepte beschreibe und keine Maßnahmen. Sie sagte weiter, dass man in Anlage 
zwei der Drucksache eine Zeitschiene habe. Diese Zeitschiene habe die Verwaltung für 
diesen mündlichen Vortrag nochmal aufbereitet, so dass man ein Gefühl erhalte, wo finde 
denn in welcher Intensität aktive Beteiligung statt. In Bezug auf die zweite Folie sagte Frau 
Baden-Prahl, dass man noch in der Phase der Vorbereitung sei. Man sei noch dabei, sich 
auf den großen Beteiligungsprozess vorzubereiten, der im Juli dieses Jahres langsam Fahrt 
aufnehmen werde. Im Juli dieses Jahres möchte man den Status Quo-Bericht 
veröffentlichen. Man möchte den Status Quo in einem Bericht beschreiben und sich 
gleichzeitig darüber Gedanken machen, mit welchen Fragestellungen man in dem 
Beteiligungsprozess gehen möchte. Sie sagte weiter, dass man dann mit diesen 
Fragestellungen beginnend im Juli 2014 die Ideen der Verwaltung zusammen mit den 
Einwohnerinnen und Einwohner, der Politik und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
diskutieren wolle. Hier habe sich die Verwaltung vorgestellt, dies im Rahmen eines 
Bürgerpanels zu tun, um sich ein Gefühl dafür zu verschaffen, ob die Verwaltung richtig 
liege. Dies vor allem vor dem Hintergrund, zu prüfen, ob man auch etwas ergänzen möchte. 
Sie sagte weiter, dass man hierzu eine Dialogplattform im Internet plane, um auch allen 
anderen einen Zugang zu ermöglichen. Sie sagte weiter, dass es dann im September 2014 
verschiedene Auftaktveranstaltungen geben werde und eine davon werde im November 
2014 stattfinden. Diese werde eine große Auftaktveranstaltung sein, die sich an möglichst 
viele Menschen und gesellschaftliche Gruppen dieser Stadt richten werden. In dieser 
Auftaktveranstaltung wolle die Verwaltung gern motivieren und auffordern, dass sich viele 
Menschen in diesen Prozess einbinden. Weiterhin sagte sie, dass im ersten Halbjahr 2015 
es dann ganz viele verschiedene Veranstaltungen geben werde, die sich an möglichst viele 
Akteurinnen und Akteuren und unterschiedlichen Gruppierungen dieser Stadt richten sollen, 
auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung Hannover. Sie sagte 
weiter, dass im Juli 2015 dieser Zeitraum beendet werde und die Verwaltung sich dann mit 
der Auswertung der Ergebnisse beschäftigen und einen Vorschlag für das Konzept 
entwickeln werde, der dann in die verschiedenen Abstimmungen geführt werde. Auch hier 
werde das Ergebnis erst mit allen Beteiligten besprochen. Vor allem vor dem Hintergrund, 
dass die Verwaltung prüfen möchte, ob sie insoweit alle Vorstellungen berücksichtigt habe, 
sodass alle Beteiligten sich in irgendeiner Form wiederfinden können. Schließlich sagte sie, 
ist für Juni 2016 ein Beschluss zum Stadtentwicklungskonzept Hannover 2030 vorgesehen. 
Weiterhin sagte sie, dass man in der Zeitschiene auch die Ebene Politik aufgeführt habe als 
eine wesentliche Unterstützung für den Prozess und auch als beratendes Gremium für die 
Verwaltung. 

Sie sagte weiter, dass Frau Riefe nun insbesondere zu dem Thema Mitarbeiterinnen-  und 
Mitarbeiterbeteiligung vortragen werde.

Frau Riefe sagte, dass sich die Verwaltung mit der Fragestellung „Wie wird der 
Beteiligungsprozess vorbereitet?“ beschäftigt habe. Sie sagte weiter, es gebe mehrere 
Stufen, in denen der Beteiligungsprozess stattfinden solle. Sie sagte, dass es zum einem 
über die Projektstruktur laufe, insbesondere über die Projektgruppe, wo auch jedes 
Dezernat vertreten sei. Diese arbeiten dann in Fachteams. Weiterhin werden Fachleute der 
Verwaltung darum gebeten, Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zu benennen, die 
für das Thema in ihren Fachbereichen bereit stehen und es den Kundinnen und Kunden 
weitertragen können. Sie sagte weiter, dass es zunächst in der Vorbereitungsphase 
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Workshops geben werde, in denen gemeinsam Spielregeln der Beteiligung erarbeitet 
werden sollen. Weiterhin sagte sie, dass es eine niederschwellige Beteiligung in Form einer 
Videobotschaft geben soll. Sie sagte, dass es hier bereits einen Podcast gegeben habe mit 
Herrn Oberbürgermeister Schostok und Herrn Stadtbaurat Bodemann. Sie sagte, dass 
dieses Medium weiter ausgebaut und als Konstante installiert werde. Weiterhin sagte sie, 
dass es bei den Auftaktveranstaltungen eine hohe Beteiligung geben solle. Hier sei man 
noch in einer Diskussionsphase, wie dies endgültig gestaltet werden solle. Schließlich 
werden dann alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Hierarchieebenen über Fragen zu 
den Handlungsfeldern beteiligt.
Sie sagte weiter, dass sich die dritte Folie mit den Spielregeln der Beteiligung 
Stadtentwicklung Hannover 2030 beschäftige. Sie sagte, dass die Verwaltung im Vorfeld im 
März 2014 eine IST-Analyse gestartet habe. Man habe alle Dezernate und Fachbereiche 
angeschrieben. Beteiligungsformate seien nicht neu bei der Landeshauptstadt Hannover, es 
gebe viele verschiedene Beteiligungsformate. Sie sagte weiter, dass die Verwaltung durch 
diese IST-Analyse versucht habe, vorhandenes Know-How und Kompetenzen zu bündeln 
und im weiteren Prozess zu nutzen. Aufgrund dieser Analyseergebnisse werde man mit den 
internen Expertinnen und Experten für Beteiligung am 24. und 25.03.2014 einen ersten 
internen Workshop durchführen, um einen ersten Entwurf der Spielregeln der Beteiligung zu 
entwickeln. Anschließend werde dies zur Abstimmung in die Lenkungsgruppe 
weitergegeben. Weiterhin sagte sie, dass das Ergebnis veröffentlicht werde und man werde 
dann am 12.05. 2014 einen Workshop mit internen Expertinnen und Experten, externen 
Expertinnen und Experten sowie den Moderatorinnen und Moderatoren für Beteiligung 
durchführen, um hier Ideen für Beteiligungsformate und Veranstaltungen auf Grundlage der 
Spielregeln zu entwickeln. 

Beigeordnete Kastning fragte, ob Frau Riefe mit den externen Expertinnen und Experten die 
Verwaltungsöffentlichkeit meine. Frau Riefe verneinte dies und sagte, dass dies sich auf die 
Stadtöffentlichkeit beziehe. Letztlich werden dann im Mai 2014 im Rahmen einer 
Führungskräftekonferenz die Spielregeln diskutiert und ergänzt.

Weiterhin stellte sie die Frage, was genau die Ergebnisse dieser Spielregeln sein sollten. 
Sie sagte, dass die Verwaltung in den nächsten zwei Tagen die Kapitel füllen werde. 
Ergebnis des ganzen soll ein Papier sein, dass auch sowohl nach innen als auch nach 
außen veröffentlicht werden und Orientierung geben könne. Dies solle zum Beispiel 
Qualitätskriterien beschreiben, d.h. die Beteiligung solle transparent, ergebnisorientiert, 
ergebnisoffen und prozessorientiert sein. Es werde eine Gruppe von 50 Leute geben, die 
dies gemeinsam erarbeiten werden. Als weiteres Ergebnis werde man das Niveau der 
Beteiligung betrachten und bewerten. Dies sei quasi eine Beteiligungsleiter, die erklommen 
werden sollte. Weiterhin sollen der Einflussbereich und die Grenzen betrachtet werden, 
damit hier keine falschen Erwartungen geschürt werden. Hier sei es auch wichtig, klar zu 
machen, auch Beteiligung habe seine Grenzen. Zum Beispiel muss man hier auch immer 
die zur Verfügung stehenden Finanzen berücksichtigen. Das nächste Ergebnis soll sich auf 
den Adressaten der Beteiligung beziehen: Wer kann sich wann wie beteiligen und wo. Hier 
sollen konkretere Antworten gefunden werden. Weiterhin könne man weitere Methoden und 
Formen durch die Ergebnisse der Workshops kennenlernen. Schließlich sei es wichtig die 
Ergebnisse einheitlich und sicher zu dokumentieren.

Beigeordneter Kastning bedankte sich für den Vortrag.

Beigeordneter Klie fragte bzgl. der Videobotschaften, wer die Akteurinnen und Akteuren in 
der Videobotschaft sein und an wen diese gerichtet werden sollen. 

Frau Riefe sagte, dass dies noch in der Aufbauphase sei und es wäre denkbar, dass es 
zunächst eine interne Videobotschaft zu dem Thema
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„Was ist integrierte Stadtentwicklung ?“geben könnte.

Bürgermeister Scholz fragte, ob es in den bestimmten Etappen auch Evaluationsstufen 
geben werde. Frau Baden-Prahl sagte, dass diese sogenannten Evaluationsstufen im 
Rahmen der Projektstruktur bzw. in den Projektgruppen und Fachteams erfolgen. In den 
Projektgruppen prüfe man, ob der Prozess gut laufe und das Thema auch gut betreut 
werde. Wenn dies nicht der Fall wäre, würde dies als Meldung bzw. Vorschlag in die 
Lenkungsgruppe eingebracht. In Krisensituationen gebe es in den Projektgruppen eine 
Clearingstelle, die, wenn es Streitigkeiten bzw. Unklarheiten gebe, schlichtend tätig werde 
und andere Gedankenimpulse gebe.

Ratsherr Pohl sagte, dass die städtische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zum einen als Teil 
der Stadtöffentlichkeit und zum anderen als städtische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
angesprochen werden. Er fragte nach, ob, wenn hier auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
verwiesen wurde, man ihre Fachlichkeit mit einbeziehe oder ob dies ein Prozess sei, der 
nebenbei laufen solle, sich als städtische Mitarbeiterin oder Mitarbeiter und als Teil der 
Stadtöffentlichkeit zu beteiligen.

Frau Baden-Prahl sagte, dass dies eine Herausforderung für diesen Prozess darstelle. Sie 
sagte weiter, dass man als städtische Mitarbeiterin und Mitarbeiter in einer Mehrfachrolle 
anwesend sei, zum Beispiel als Einwohner oder Einwohner oder jemand, der nur nach 
Hannover komme, um zu arbeiten. Hier müsse man im Rahmen der Spielregeln sehr klar 
und deutlich benennen, in welcher dieser Rolle man beteiligt sei. Es werde auch noch 
Veranstaltungen gebe, wo Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Stadtöffentlichkeit 
gemeinsam auftreten werden. 

Frau Riefe ergänzte, dass diese Fragestellungen auch sicherlich in der Fragephase 
aufkommen werden. Sie sagte, da werde es sicherlich Fragen geben wie: Wie möchtet ihr 
beteiligt werden? Wie wirkt sich das auf eure Arbeit aus?, etc..

Herr Stadtrat Härke sagte, dass es im Moment im Prinzip eine Struktur gebe, wo in der 
Fachlichkeit eine ganze Reihe von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an solchen Konzepten 
der Mitarbeiterinnen- und Mitarbeiterbeteiligung arbeiten und das gesamte Programm 
bearbeiten. Dann sagte er weiterhin, dass dies eine Gruppe sei, die sich beteiligen will oder 
muss. Zu den einzelnen Handlungsfeldern werden es mehrere Fachleute geben, die einfach 
an dem Programm mitarbeiten, nach dem Motto, mit welcher These gehe ich in die Debatte 
hinein. Weiterhin sagte er, dass es dann Veranstaltungen geben werde, ähnlich denen vor 
politischen Wahlen : Hier werde die Verwaltung die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur 
Neutralität aufrufen. Hierbei seien die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch Einwohnerinnen 
und Einwohner, die privat auch zu Parteiveranstaltungen gehen können. Er sagte weiter, 
dass dies auch so bei den künftigen Veranstaltungen vonstattengehen werde. Hier gebe es 
keine Ausgrenzungsmechanismen.

Bürgermeister Scholz sagte, dass die Überschrift des Tagesordnungspunktes laute, 
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Stadtentwicklungsprozess Hannover 
2030. Er sagte, im ersten Ansatz habe er es so verstanden, dass die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in der Fachlichkeit intern beteiligt werden. Jetzt habe aber Ratsherr Pohl einen 
Gedanken aufgeworfen und gesagt, es sollen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich als 
Teil der Stadtgesellschaft beteiligen. Hier könne es dann auch zu Konfliktsituationen 
kommen. Wenn ein Mitarbeiter in einem bestimmten Fachbereich in einer Fachlichkeit 
beteiligt sei und sich nicht durchsetzen konnte, aber der Mitarbeiter so begeistert von seiner 
Idee sei, dass er jeden morgen gerne aufwachen würde und zu dieser Stadtverwaltung 
gehen wolle und er habe nur ein einziges Problem und mit diesem Problem beschäftige er 
sich schon fünf Jahre und dies werde nicht umgesetzt, nicht weil der Rat die finanziellen 
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Mittel nicht zur Verfügung stellt, sondern weil der Filter des unmittelbaren Fachvorgesetzen 
über ihm sei, dann hat er noch einen Vorgesetzten und dann den Dezernenten und 
Dezernentinnen und diese Dinge gehen nicht voran. Nun sehe er die Chance sich im Zuge 
dieses Prozesses als Mitglied dieser Stadtgesellschaft mit seiner Idee in irgendeiner 
Veranstaltung einzubringen. Dies würde dann eine Konfliktsituation geben. Er fragte, ob 
dies zugelassen sei.

Herr Stadtrat Härke sagte, dass er für die Verwaltung Teilnehmer einer Einwohner und 
Einwohnerinnenversammlung für den Stadtbezirk Ahlem- Badenstedt- Davenstedt gewesen 
sei. Dort habe sich in der Einwohner- und Einwohnerinnenversammlung ein Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung gemeldet und gesagt, dass er schon sehr lange eine Idee habe und keiner 
auf ihn höre. Daraufhin habe der Oberbürgermeister folgendermaßen reagiert, dass er 
gesagt habe, dass dies ein Mitarbeiter aus dem Fachbereich XY sei und dass er diesen 
Vorschlag intern schon kenne und dass er es schön finde, dass dieser Vorschlag nochmal 
öffentlich genannt werde. Herr Stadtrat Härke betonte, dass man sicherlich nicht alle 
Konfliktsituationen gänzlich vermeiden könne.

Beigeordnete Kastning sagte, dass sie Frau Baden-Prahls Hinweis wichtig fand, als diese 
gesagt habe, dass es nicht um operative Dinge, sondern um Zielstellungen gehe und man 
hier auch Konflikte haben werde und dies würde den Gedanken ein wenig relativieren, um 
zu schauen, wo passen denn unkonventionell oder bisher nicht durchgesetzte Vorschläge 
hin, um sie zu diskutieren und zu klären, ob diese Vorschläge in ein 
Stadtentwicklungskonzept einbezogen werden können oder nicht.

Bürgermeister Scholz sagte, dass man vorhin von Spielregeln gesprochen habe. Und hier 
müsse auch die Diskussion stattfinden, wenn solch ein Szenario stattfinde. Vor allem müsse 
es für die Beschäftigten sanktionsfrei sein.

Beigeordnete Kastning sagte, da das ein Prozess sei, werde man sicherlich öfters im 
Ausschuss darüber erfahren. Herr Stadtrat Härke stimmte dem zu.

vorgetragen

                                                                                                       Für die Niederschrift:

Härke                                                                                            Ciytak
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Stadtentwicklungskonzept 
Hannover 2030

Öffentlichkeit

Stadt-
verwaltung

Politik

• Öffentlichkeit , Politik und Stadtverwaltung arbeiten an einem Konzept

• Die Prozesse finden parallel in identischer oder vergleichbarer Form statt

• Das Produkt ist ein integriertes Strategiepapier / Stadtentwicklungskon zept Hannover 2030



Online-Dialog, 
Bürgerpanel, 
Abschlussveranstaltung

Auftaktveranstaltungen,
Online-Dialog, 
Bürgerpanel

Erstellung Status Quo-Bericht,
Fragen entwickeln

Spielregeln d. 
Beteiligung

Qualifizierung

Beteiligung über Fragen zu Handlungsfeldern Auswertung und Konzept

Beschluss des Rates Kleine Kommission Stadtentwicklung Hannover 2030

Beteiligung über Fragen zu Handlungsfeldern

Beschluss des Rates

Fragen 
entwickeln

Beteiligung über Fragen zu Handlungsfeldern
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Veröffentlichung 
Status Quo-Bericht

Auftakt
Beteiligung

Beginn der
Auswertung

Öffentl.
Abschluss

Dialog

Dialog

Spielregeln
d. Beteiligung

Dialog und Beteiligung Stadtentwicklung Hannover 2030



Wie wird der Beteiligungsprozess vorbereitet?

Projektstruktur
Projektgruppe/Fachteams

Ansprechpartner/innen
in den Dezernaten/ Fachbereichen

Workshops 
zu den Spielregeln der Beteiligung

Videobotschaften

Auftaktveranstaltungen

Beteiligung von Mitarbeiter/innen aller 
Hierarchieebenen über Fragen zu den 

Handlungsfeldern  



Spielregeln der Beteiligung Stadtentwicklung Hannover 2030

IST-Analyse – Anfrage an die 
Dezernate/Fachbereiche
• Vorhandenes Know-how und Kompetenzen identifizieren und im 

weiteren Prozess nutzen

Workshop mit den internen Expert/innen für 
Beteiligung
• Entwurf der Spielregeln der Beteiligung entwickeln. 
• anschließend Abstimmung in der Lenkungsgruppe.

Diskussion/Ergänzung der Spielregeln
• Im Rahmen einer Führungskräftekonferenz. 

Workshop mit internen Expert/innen und externen 
Expert/innen, Moderator/innen für Beteiligung
• Ideen für Beteiligungsformate / Veranstaltungen auf Grundlage 

der Spielregeln entwickeln.

24.+25.3.2014

12.5.2014

Mai 2014 

März 2014



Ergebnisse der Workshops:

1) Qualitätskriterien 

z. B. Transparenz, Ergebnisorientierung,    

Ergebnisoffenheit, Prozessorientierung, etc.

2) Niveau der Beteiligung (Beteiligungsleiter)

3) Einflussbereich und Grenzen

4) Wer kann sich wann und wie beteiligen?

5) Methoden und Formen

6) Ergebnisdokumentation: 
Wie werden die Ergebnisse gesichert?
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CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 0235/2014 )

Eingereicht am 30.01.2014 um 14:05 Uhr.

In die Ratsversammlung

Antrag der CDU-Fraktion zur grundsätzlichen Formuli erung zu zusätzlichem Personalbedarf in 
Drucksachen des Rates der Landeshauptstadt Hannover

Antrag zu beschließen:

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover fordert die Stadtverwaltung auf, in alle 
Informations- und Beschlussdrucksachen analog der Berücksichtigung von 
Gender-Aspekten, einen Passus aufzunehmen, der bei neuen Projekten, Konzepten oder 
Veränderungen von Aufgaben schriftlich explizit ausführt, mit welchem Personalbedarf 
(umgeschichtetes, vorhandenes und/oder zusätzliches Personal) zu rechnen ist. Eine 
Stellungnahme des Personalrates ist beizufügen.

Begründung:

Seit geraumer Zeit lässt sich feststellen, dass im Zuge der Auflage und/oder Umorientierung 
von Projekten bzw. bei der Veränderung von Aufgaben, die Verwaltung in den 
entsprechenden Drucksachen formuliert, dass zusätzlicher Personalbedarf aus dem 
Bestand oder durch Umschichtungen zu decken sei. Realiter ist dies nicht so. Bestehende 
Arbeitsverhältnisse leiden an zunehmender Aufgabenfülle und Arbeitsverdichtung - oft auch 
mit negativen gesundheitlichen Folgen wie steigenden psychischen Belastungen für die 
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Deshalb ist es notwendig darzustellen, wie und 
mit welchem Personalbedarf die Aufgaben erledigt werden.

Jens Seidel
Vorsitzender

Hannover / 03.02.2014
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Landeshauptstadt

Informations-
drucksache i

In den Organisations- und Personalausschuss
In den Verwaltungsausschuss

 

 Nr.

 Anzahl der Anlagen

 Zu TOP

0456/2014

2

Einhaltung sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge

.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Gemäß dem Antrag Nr. 2622 / 2012 der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen ist zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen eine verbindliche Berücksichtigung 
sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge für Waren und 
Dienstleistungen ( VOL/A ) zukünftig gewährleistet wird. Darüber hinaus soll geprüft werden, 
wie sichergestellt werden kann, dass die genannten Kriterien von den Auftragnehmern bei 
der Auftragsausführung eingehalten werden.

Die Prüfung der Verwaltung erfolgte unter Beachtung bereits bestehender Ratsbeschlüsse 
zur Einhaltung von sozialen und ökologischen Kriterien bei der Beschaffung ( s. Anlage 1 ) 
und unter Einbeziehung des am 30.10.2013 beschlossenen und ab dem 1. Januar 2014 
geltenden Niedersächsischen Gesetzes zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und 
Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (NTVergG). Einschließlich der darin 
enthaltenden Verpflichtungen hinsichtlich Tariftreue bzw. Zahlung eines Mindestentgeltes 
sowie weiteren Möglichkeiten zur Festlegung von sozialen und ökologischen Kriterien kann 
der nächste Schritt zum nachhaltigen Auftragswesen der LHH vollzogen werden. Im Sinne 
der Nachhaltigkeit werden soziale, ökologische und ökonomische Aspekte gleichberechtigt 
nebeneinander berücksichtigt. Insbesondere ist dabei zu beachten, dass die zu 
beschaffenden Waren und Dienstleistungen während der gesamten Lebensdauer eine 
geringere Umweltbelastung aufweisen als vergleichbare Produkte mit der gleichen 
Hauptfunktion (vgl. Handbuch „Umweltorientierte Beschaffung“ der EU, Ausgabe 2011). 
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Die Umsetzung des Prüfauftrages und die Ausrichtung auf eine nachhaltige Beschaffung 
erfolgen durch entsprechende Ergänzungen der Dienstanweisung zur Vergabe- und 
Vertragsordnung für Leistungen der Landeshauptstadt Hannover. Die bisher für 
abgegrenzte Bereiche geltenden Ratsbeschlüsse und sonstige Anweisungen gemäß Anlage 
1 werden im Rahmen der nachhaltigen Beschaffung um verbindliche Regelungen für alle 
Produktbereiche und Dienstleistungen in der Dienstanweisung vervollständigt.

Nachhaltigkeit im öffentlichen Auftragswesen der LHH

Aufgabe des öffentlichen Auftragswesens auf der Grundlage der VOL/A ist die 
Bedarfsdeckung der Verwaltung mit Waren und Dienstleistungen unter Beachtung der 
Bestimmungen des Haushalts-, Wettbewerbs-, Vertrags- und Preisrechts. Gleichzeitig 
werden die Vorschriften des Arbeits- und Gesundheitsschutzes sowie die bis jetzt gefassten 
Ratsbeschlüsse und weiteren Regelungen zur Beachtung von sozialen und ökologischen 
Kriterien berücksichtigt. Diese Kriterien werden nun in den Leitgedanken der Nachhaltigkeit 
integriert. Nachhaltigkeit soll bereits bei der Bedarfsfeststellung in den Fachbereichen und 
Betrieben im Mittelpunkt stehen. Sie soll in die Leistungsbeschreibung einbezogen werden, 
um negative Auswirkungen für die natürliche und soziale Umwelt zu vermeiden oder zu 
minimieren. Ökonomische Kriterien sind mit sozialen und ökologischen Kriterien 
gleichberechtigt zu berücksichtigen, um unvertretbare Mehrkosten bei begrenzt 
vorhandenen Haushaltsmitteln zu vermeiden. Angebote, die die geforderten Erklärungen 
oder Nachweise zu den sozialen und/oder ökologischen Kriterien nicht enthalten und/oder 
die geforderten Kriterien nicht erfüllen, sind zwingend auszuschließen.

Der Gedanke der Nachhaltigkeit ist dabei nicht nur für die direkte Beschaffung der LHH 
bestimmend, sondern ist auch auf Veranstaltungen, Märkte und Messen, welche unter der 
Federführung oder in enger Kooperation mit der LHH durchgeführt werden, anzuwenden. 
Dabei wird der Gedanke der Nachhaltigkeit entsprechend zeitnah und mit Übergangsfristen 
kommuniziert werden, um so den direkten und indirekten Dienstleistern eine wirtschaftliche 
Umstellung auf nachhaltige Beschaffung zu ermöglichen.
Einen Anreiz zur nachhaltigen Beschaffung bietet auch die Kampagne „Fairtrade Town“. Im 
Mai 2010 wurde Hannover als „Fairtrade Town“ ausgezeichnet. Kriterien für die 
Auszeichnung sind u.a. der Ausschank von fair gehandelten Getränken bei Sitzungen im 
Rathaus sowie weitere Aktivitäten zur Förderung des fairen Handels. Die Verwaltung wird 
auch zukünftig im Rahmen der Kampagne an der stetigen Umsetzung arbeiten.

Beschaffungen nach sozialen Kriterien

Die Stadt Hannover setzt bereits langjährig soziale Aspekte innerhalb der Beschaffung um. 
Gerade im Bereich der klassischen FairTrade-Produkte, Kaffee, Tee, Kakao besteht eine 
große Sensibilität. Hier hat eine 2012 von der Verwaltung durchgeführte Befragung gezeigt, 
dass in der überwiegenden Mehrzahl der OEn diese Produkte unter Berücksichtigung 
sozialer Kriterien beschafft werden. Einige Bereiche können aufgrund ihrer knappen Mittel 
bislang nicht im gewünschten Umfang soziale Kriterien berücksichtigen, da sie die 
Mehrkosten nicht oder nur in geringem Maße durchreichen können (Altenheime, 
Kindertagesstätten, Jugendeinrichtungen). Darüber hinaus besteht noch in einigen 
Bereichen Potential, insbesondere was weitere Produktgruppen betrifft.

Das Organisationsrundschreiben des Oberbürgermeisters 02/2012 ( Anlage 2 ) wird ergänzt 
durch die entsprechenden Regelungen des ab dem 1. Januar 2014 geltenden 
Niedersächsischen Gesetzes zur Sicherung von Tariftreue und Wettbewerb bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge (NTVergG). Diese Vorschrift gilt ab einem Auftragswert von 10.000 € 
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netto, es enthält u.a. verpflichtende Regelungen zur Forderung von Tariftreue bzw. 
Mindestlohn:

· Gemäß § 4 Abs. 1 NTVergG Forderung der Tariftreue nach dem 
Arbeitnehmer-Entsendegesetz. 

· Gemäß § 4 Abs. 2 NTVergG Forderung von Mindestentgelt durch Rechtsverordnung 
aufgrund des Mindestarbeitsbedingungsgesetz. 

· Gemäß § 5 Abs. 1: NTVergG Forderung eines Mindestentgelts in Höhe von 8,50 € 
brutto.

· Gemäß § 11 NTVergG können bei der Vergabe soziale Gesichtspunkten 
Berücksichtigung finden; jedoch nur im Rahmen der Auftragsausführung und bei 
Unternehmen mit mindestens 20 AN.

· Gemäß § 13 Abs. 1, 3 NTVergG gelten die Regelungen zur Tariftreue auch für 
Nachunternehmer, allerdings ab einem Auftragswert für den Nachunternehmer ab 
3.000 € netto.

· Gemäß § 12 ist bei Vergaben darauf hinzuwirken, dass Waren die Gegenstand der 
Leistung sind unter Beachtung der ILO Kernarbeitsnormen beschafft werden; diese 
Anforderung wird im Rahmen der Eignungsprüfung abgefragt. Hierzu ergeht eine 
Verordnung der Landesregierung im 2. Quartal 2014 in der die Produktgruppen 
festgelegt werden sowie der Mindestinhalt der vertraglichen Regelungen und die 
Zertifizierungen, Nachweise, Eigenerklärungen dargestellt werden.

Die Landesverwaltung richtet zur Unterstützung der Kommunen eine Beratungsstelle ein. 
Diese stellt einheitliche Formulare z.B. für die Bietererklärungen hinsichtlich der Forderung 
nach Tariftreue und Mindestentgelt zur Verfügung.

Unterhalb der Wertgrenze von 10.000 € netto gibt es keine bundes- oder landesrechtlichen 
Regelungen für die Einbindung ökologischer und sozialer Gesichtspunkte bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge. Hier besteht für die LHH unter Berücksichtigung vergaberechtlicher 
Grundsätze die freie Gestaltungsmöglichkeit der Einbindung von sozialen und ökologischen 
Aspekten. Entsprechend gilt das Organisationsrundschreiben 02/2012 mit folgenden 
Ergänzungen unterhalb der Wertgrenze von 10.000 € netto:

• Den Beschaffungsvorgängen gehen in der Regel Markterkundungen in einem 
vertretbaren Umfang voraus. Dabei sind soziale Aspekte insbesondere in den Bereichen mit 
Niedriglohnsektor sowie bei Waren, die teilweise  oder ausschließlich in Entwicklungs- und 
Schwellenländern produziert werden, zu berücksichtigen. 
• Neben den internen Beratungsstellen und Kompetenzzentren können auch öffentlich 

zugängliche externe Informationsquellen genutzt werden. 

• Ausnahmen sind in begründeten Fällen zulässig und in dem standardisierten 
Vergabevermerk in angemessenem Umfang zu dokumentieren. Unterhalb der 
Wertgrenze von 500 € netto (Direktkauf) für einen Beschaffungsvorgang sind die 
Anforderungen an die entsprechende Dokumentation geringer. 
Im Benehmen mit den Fachbereichen und Betrieben werden Warengruppen 
definiert, bei denen aufgrund zahlreich bestehender wirtschaftlicher Alternativen 
keine Ausnahme zulässig sind (insbesondere Kaffee, Tee, Kakao). Für Produkte, bei 
denen sozialverträgliche Alternativen vorhanden sind, wird ein Artikelkatalog erstellt.

• Angebote, die die geforderten Erklärungen oder Nachweise zu den sozialen Kriterien 
nicht enthalten und/oder die geforderten Kriterien nicht erfüllen, sind zwingend 
auszuschließen.

• Soweit bei Vergaben die Wertgrenze für die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
überschritten wird, müssen die entsprechenden Beschlussdrucksachen Erklärungen 
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über die Einhaltung sozialer Kriterien enthalten. 

Beschaffungen nach ökologischen Kriterien

Eine umweltorientierte Beschaffungen mindert die Umweltbelastungen, die durch den 
stetigen Ressourcenverbrauch für die Erfüllung der städtischen Aufgaben entstehen. 
Deshalb sollen die Aspekte der Umweltverträglichkeit bei möglichst allen 
Beschaffungsvorgängen beachtet werden. Umweltverträglich sind Produkte, die im 
Vergleich zu konkurrierenden Erzeugnissen umwelt- oder ressourcenschonend hergestellt 
worden sind, sich durch Langlebigkeit, Reparaturfreundlichkeit und Wiederverwendbarkeit 
oder Verwertbarkeit auszeichnen und die in ihrem gesamten Lebenszyklus weniger 
Umweltbelastungen verursachen. Die Entscheidungen der Fachbereiche und Betriebe für 
die jeweils wirtschaftlichsten Angebote werden auch unter Einbeziehung von 
Energieeffizienz und der Lebenszykluskosten getroffen. Dadurch werden der Forschung 
und Wirtschaft weitere Anreize für die Entwicklung umweltorientierter und innovativer 
Technologien geboten. 

Die Dienstanweisung zur Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen der 
Landeshauptstadt Hannover wird in diesem Sinne geändert und um folgende Regelungen 
ergänzt:

· Den Beschaffungsvorgängen gehen in der Regel Markterkundungen in einem 
vertretbaren Umfang voraus. Dabei sind ökologische Aspekte einzubeziehen. 

. Neben den zugänglichen externen Informationsquellen sind dafür auch die internen 
Beratungsstellen und Kompetenzzentren zu nutzen. 

· Umweltstandards wie z.B. „Blauer Engel“ oder „Energy Star“ sind zu 
berücksichtigen, soweit diese für die zu beschaffenden Produktgruppen zur 
Verfügung stehen.

· Ökonomische Kriterien sind gleichberechtigt zu berücksichtigen, um unvertretbare 
Mehrkosten bei begrenzt vorhandenen Haushaltsmitteln zu vermeiden.

· Einer Vergabeentscheidung soll in geeigneten Fällen eine Ermittlung der 
Energieeffizienz und der Lebenszykluskosten vorausgehen. Berechnungs- und 
Ermittlungsbeispiele dafür werden den Fachbereichen und Betrieben zur Verfügung 
gestellt.

· Ausnahmen sind in begründeten Fällen zulässig und in dem standardisierten 
Vergabevermerk in angemessenem Umfang zu dokumentieren. Unterhalb der 
Wertgrenze von 500 € netto (Direktkauf) für einen Beschaffungsvorgang sind die 
Anforderungen an die entsprechende Dokumentation geringer.

· Angebote, die die geforderten Erklärungen oder Nachweise zu den ökologischen 
Kriterien nicht enthalten und/oder die geforderten Kriterien nicht erfüllen, sind 
zwingend auszuschließen.

· Soweit bei Vergaben die Wertgrenze für die Geschäfte der laufenden Verwaltung 
überschritten wird, müssen die entsprechenden Beschlussdrucksachen Erklärungen 
über die Einhaltung ökologischer Kriterien enthalten. 
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Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

18.7
Hannover / 25.02.2014



Anlage 1  

 

zur Drucksache „Einhaltung sozialer und ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge“ 

 

 

 

Vorhandene interne Regelungen wie Ratsdrucksachen, Allgemeine Dienstanweisungen ( ADA ) und 

Rundschreiben des Oberbürgermeisters:  

 

• Rundschreiben 02/2012 "Beachtung sozialer Kriterien bei Beschaffungen der LHH" 

 

• Drucksache 0626/2011 "Förderung des Einsatzes fair gehandelter Produkte" 

 

• Rundschreiben 05/2010 "Berücksichtigung von Sozialstandards bei der kommunalen 

Beschaffung" 

 

• Drucksache 0325/ 2010 "Einsatz von fair gehandelten und ohne ausbeuterische Kinderarbeit 

hergestellten Produkten in der Stadtverwaltung" 

 

• Drucksache 0315/2009 "Milleniumserklärung der Mitgliedskommunen des Dt. Städtetages" 

 

• Drucksache 1688/2008 "Klimaschutzprogramm" 

 

• ADA 67/1 "Kommunale Umweltverträglichkeitsprüfung“ 

 

• Drucksache 1280/2005"Fahrzeugbeschaffung mit umweltfreundlichen Motoren" 

 

• Drucksache 1547/2004 "Aktiv gegen Kinderarbeit" 

 

• ADA 10/40 „Dienstanweisung über die Verwendung von Recyclingpapier bei der 

Landeshauptstadt Hannover“ 

 

• Drucksache 0623/1989 und 0090/1990 "Verzicht auf FCKW" 

 

• Drucksache 0174/1988 und 0100/1989 "Verzicht auf Tropenholz" 

 

• Drucksache 0157/1987 und 0630/1987 "Verzicht auf PVC" 



Landeshauptstadt Hannover      Hannover, den 30.01.2012 
Der Oberbürgermeister 
 
 

Organisationsrundschreiben Nr. 02/2012 

 
 
Berücksichtigung von sozialen Kriterien im Vergabeverfahren 
 

In mehreren Schritten hat die LHH die Berücksichtigung von sozialen Kriterien bei den 

Ausschreibungen von Leistungen für die Fachbereiche und Betriebe ausgebaut. Zuletzt wurde mit dem 

Rundschreiben 05/2010 über die Beachtung von Sozialstandards bei der kommunalen Beschaffung 

informiert. Darin wurde auf den Verzicht von Produkten, die mit ausbeuterischer Kinderarbeit 

hergestellt werden, und die Verwendung von fair gehandelten Waren hingewiesen. Nach der 

Novellierung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) im Rahmen der Umsetzung der 

EG-Vergaberichtlinien können nun gemäß § 97 Abs. 4 GWB unter bestimmten Voraussetzungen 

weitere soziale Kriterien berücksichtigt werden.  

 

Berücksichtigung oberhalb der Schwellenwerte 

In § 97 Abs. 4 S. 2 GWB wie auch in den betreffenden EG-Richtlinien wird geregelt, dass u.a. soziale 

Aspekte in Form von zusätzlichen Anforderungen für die Auftragsausführung berücksichtigt werden 

können, sofern sie im sachlichen Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der 

Leistungsbeschreibung ergeben. Ein sachlicher Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand besteht, 

sofern die sozialen Anforderungen auf den konkreten Auftrag bezogen sind und nicht allgemeine 

Anforderungen an die Unternehmens- oder Geschäftspolitik ohne konkreten Bezug zum Auftrag 

darstellen. Es ist daher z. B. zulässig, zusätzliche Kriterien zugunsten bestimmter Personengruppen 

oder Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung festzulegen. Derartige soziale Kriterien dürfen nicht 

unmittelbar oder mittelbar diskriminierend für Bieter aus anderen Mitgliedsstaaten wirken. Beispiele 

für soziale Kriterien, die in Ausschreibungen berücksichtigt werden können: 

• Verpflichtung zum Einsatz von Arbeitnehmer/innen, die sich nicht in einem geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 8 SGB IV befinden 

• Entgeltgleichheit von Frauen und Männern 

• Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen 

• Tariftreueklauseln in öffentlichen Ausschreibungen 

Zu Tariftreueklauseln in öffentlichen Ausschreibungen ist auszuführen, dass gemäß § 97 Abs. 4 S.1 

GWB die Vergabestelle im Rahmen der Eignungsprüfung für die im Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

(AEntG) genannten Branchen eine Tariftreueerklärung fordern kann, sofern diese für 

allgemeinverbindlich erklärt wurden. Nach § 97 Abs. 4 S. 2 GWB ist es der Vergabestelle ebenfalls 

möglich, eine Tarifbindung im konkreten Auftrag und damit auftragsbezogen vorzusehen. Die 



Tariftreueverpflichtung darf sich jedoch nur auf die zur Auftragserfüllung eingesetzten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erstrecken. 

 

Berücksichtigung unterhalb der Schwellenwerte 

Nach den §§ 1 und 2 Abs. 1 Satz 2 Landesvergabegesetz (LVergabeG) in Verbindung mit § 13 des 

Haushaltsgesetzes 2011 ist die Berücksichtigung sozialer Kriterien im Sinne des § 97 Abs. 4 GWB bei 

Vergaben unterhalb des Schwellenwertes nur bei Bauaufträgen anwendbar und sofern die Bauaufträge 

mindestens einen Wert von 75.000 Euro haben. Die Berücksichtigung des sozialen Aspekts 

„tarifgerechte Entlohnung“ ist zudem in § 3 LVergabeG für Bauaufträge ab 30.000 € zwingend 

geregelt. 

Im Übrigen ist § 97 Abs. 4 GWB für Vergaben unterhalb des Schwellenwertes nicht anwendbar, 

sondern die entsprechenden haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie die jeweiligen Vergabe- und 

Vertragsordnungen. Diese enthalten keine Regelungen zur Berücksichtigung von sozialen Kriterien. 

Jedoch ist es zulässig, dass die Vergabestelle soziale Ausführungsbedingungen auf Grundlage des 

Grundsatzes der Vertragsfreiheit in den Ausschreibungen berücksichtigt.  

 

Durch die Fachbereiche und Betriebe ist zu prüfen, inwieweit soziale Kriterien bei den 

Ausschreibungen der Fachbereiche und Betriebe der LHH berücksichtigt werden können. Für eine 

zentrale vergaberechtliche Beratung und Unterstützung stehen Herr Münch ( OE 18.70, Tel.: 44082 ) 

und Herr Becker ( OE 18.7, Tel.: 41164 oder 46810 ) zur Verfügung.  

Literaturhinweise: 

Die Berücksichtigung sozialer Belange im Vergaberecht, Deutscher Städtetag, Januar 2010 

Faires Beschaffungswesen in Kommunen und die Kernarbeitsnormen, Prof. Dr. Jan Ziekow, 28.04.2011 

Gesetzesbegründung, BT-Drucksache 16/10117 

 

Im Auftrag 

 

 

 

(Härke) 

 

1. Verteiler IV mit der Bitte um Bekanntmachung in den jeweiligen Bereichen. 

2. GPR 

3. An die Fraktionen im Rat der Landeshauptstadt Hannover: 
SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, DIE LINKE, 
DIE HANNOVERANER, PIRATEN 
 

4. Klaus Neudahm, WfH 
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Landeshauptstadt

Beschluss-
drucksache b

In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
In den  Ausschuss für Umweltschutz und Grünflächen
In den Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und 
Liegenschaftsangelegenheiten
In den Gleichstellungsausschuss
In den Ausschuss für Haushalt Finanzen und 
Rechnungsprüfung
In den Ausschuss für Integration, Europa und 
Internationale Kooperation (Internationaler Ausschuss)
In den Kulturausschuss
In den Organisations- und Personalausschuss
In den Schulausschuss
In den Sozialausschuss
In den Sportausschuss
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung
An die Stadtbezirksräte 01 - 13 (zur Kenntnis)

 

 Nr.

 Anzahl der Anlagen

 Zu TOP

0261/2014

2

BITTE AUFBEWAHREN - wird nicht noch einmal versandt
Stadtentwicklung Hannover 2030

Antrag,
1. die Verwaltung zu beauftragen, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept Hannover 

2030 unter Beteiligung der Stadtgesellschaft zu erarbeiten,

2. eine Kommission des Rates „Stadtentwicklung Hannover 2030“ einzurichten.

Berücksichtigung von Gender-Aspekten
Das im nachfolgenden beschriebene Konzept richtet sich an die Stadtgesellschaft in all 
ihren Ausprägungen. Es sind alle Geschlechter gleichermaßen zu berücksichtigen.
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Kostentabelle
Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen in Euro:

Teilfinanzhaushalt  15 - Investitionstätigkeit
Investitionsmaßnahme Bezeichnung
 
Einzahlungen Auszahlungen

Zuwendungen für 
Investitionstätigkeit 0,00

Beiträge u.ä. Entgelte für 
Investitionstätigkeit 0,00

Veräußerung von Sachvermögen 0,00

Veräußerung von 
Finanzvermögensanlagen 0,00

Sonstige Investitionstätigkeit 0,00

Erwerb von Grundstücken und 
Gebäuden 0,00

Baumaßnahmen 0,00

Erwerb von bewegl. Sachvermögen 0,00

Erwerb von 
Finanzvermögensanlagen 0,00

Zuwendungen für 
Investitionstätigkeit 0,00

Sonstige Investitionstätigkeit 0,00

Saldo Investitionstätigkeit 0,00

Saldo Sonderfelder 0,00

Teilergebnishaushalt  15
Angaben pro Jahr

Produkt 11103 Grundsatzangelegenheiten
 
Ordentliche Erträge Ordentliche Aufwendungen

Zuwendungen und allg. Umlagen 0,00

Sonstige Transfererträge 0,00

Öffentlichrechtl. Entgelte 0,00

Privatrechtl. Entgelte 0,00

Kostenerstattungen 0,00

Auflösung Sonderposten (anteilige 
Zuwendungen) 0,00

Sonstige ordentl. Erträge 0,00

Personalaufwendungen 152.250,00

Sach- und Dienstleistungen 400.000,00

Abschreibungen 0,00

Zinsen o.ä. (TH 99) 0,00

Transferaufwendungen 0,00

Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 0,00

Saldo ordentliches Ergebnis -552.250,00

Außerordentliche Erträge 0,00 Außerordentliche Aufwendungen 0,00

Saldo außerordentliches 
Ergebnis

0,00

Erträge aus internen 
Leistungsbeziehungen 0,00

Aufwendungen aus internen
Leistungsbeziehungen 0,00

Saldo aus internen
Leistungsbeziehungen 0,00

Saldo gesamt -552.250,00

Die Verwaltung geht für die Jahre 2014 bis 2016 von einem jährlichen Sachkostenrahmen in 
Höhe von 400.000 € aus. Die Kosten werden aus dem laufenden Haushalt für die jeweiligen 
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Jahre finanziert.

Die bereitgestellten Mittel werden im Wesentlichen für folgende Positionen benötigt:

· Gestaltung und Durchführung des öffentlichen Dialogs (Stadtgesellschaft)
· Gestaltung und Durchführung des verwaltungsinternen Dialogs
· Beauftragung eines externen Dienstleisters (z. B. Stadtentwicklungsbüro)
· Entwicklung und Umsetzung eines Kommunikationskonzeptes
· Entwicklung und Gestaltung von Kommunikationsartikeln, z. B. Broschüren, Flyer 

etc.
· Bereitstellung von Online-Plattformen
· Beauftragung von Referentinnen und Referenten sowie Expertinnen und Experten 
· Moderationen und Prozessbegleitung

Soweit die Beauftragungen die Wertgrenzen für Geschäfte der laufenden Verwaltung 
übersteigen, werden die zuständigen Ratsgremien in jedem Einzelfall mit der Entscheidung 
befasst.

Die Weiterentwicklung der städtischen Partizipations-, Beteiligungs- und Dialogkultur führt in 
der Konzeptions- und Planungsphase zu einem Mehrbedarf von drei halben Stellen (TVöD 
E 12).

Begründung des Antrages

1. Ausgangslage

Die Landeshauptstadt Hannover hat in den vergangenen Jahren verschiedene Konzepte zur 
Stadtentwicklung mit dem Schwerpunkt auf städtebauliche beziehungsweise 
flächenbezogene Entwicklung erarbeitet. Dabei stand nicht nur die Erschließung neuer 
Wohn- und Gewerbeflächen im Fokus, auch die Sanierung verschiedener Stadtteile stellte 
eine wichtige Säule dar. Den verschiedenen Anforderungen, die eine immer heterogenere 
Stadtgesellschaft an eine (Weiter-)Entwicklung der Stadt stellt, wurde darüber hinaus durch 
eine Vielzahl von fachbezogenen Konzepten und Programmen Rechnung getragen. Auf 
gesamtstädtischer Ebene wurde mit den Programmen „Hannoverprogramm 2001“, „Zukunft 
Hannover“ und „Hannover plusZehn“ gute Erfahrungen mit einer strategisch ausgerichteten, 
auf ausgewählte Schwerpunkte konzentrierten, integrierten Stadtentwicklungspolitik 
gemacht. 

Diese Handlungsprogramme haben ihren Wert sowohl nach innen als Orientierungsrahmen 
für die interne Prioritätensetzung und die auf Leitthemen bezogene Arbeit in den 
Dezernaten, als auch nach außen als Marketinginstrument. Mit ihnen dokumentierte die 
Stadt dass eine gemeinsame Stadtstrategie verfolgt wird. 

Das Handlungsprogramm „Hannover plusZehn“ läuft mit dem Jahr 2015 aus.

2. Aktuelle Entwicklung

Die Landeshauptstadt Hannover ist eine wachsende Stadt. Seit dem Jahr 2005 wuchs die 
Bevölkerung um ca. 17.000 auf 524.450 (Melderegister Landeshauptstadt Hannover). 
Dieses Wachstum stellt neben dem demografischen und sozialen Wandel der 
Stadtgesellschaft, der Globalisierung und einem immer stärkeren Bewusstsein für den 
ressourcenschonenden Umgang mit der Umwelt  immer neue Anforderungen an die 
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Gestaltungs- und Steuerungsfähigkeit der Stadt. Hinzu kommt der wachsende Anspruch der 
Einwohnerinnen und Einwohner, die Zukunft ihrer Stadt aktiv und auf unterschiedlichen 
Zugangswegen mitzugestalten. Dies setzt einen integrierten und dialogisch orientierten 
Stadtentwicklungsprozess voraus. Integrierte Stadtentwicklungsplanung beschreibt einen 
aktiven Planungs- und Veränderungsprozess, der nicht nur die baulich-räumliche 
Entwicklung von Teilräumen einbezieht, sondern auch gesellschaftliche, wirtschaftliche, 
kulturelle und ökologische Aspekte als Handlungsfelder berücksichtigt. 

Die Verwaltung hat in den Haushaltsjahren 2012 und 2013 unter anderem mit dem 
Wohnkonzept 2025, dem Innenstadtkonzept „Hannover City 2020+“, dem Masterplan 
Mobilität, dem Einzelhandelskonzept und dem Gewerbeflächenkonzept bereits 
zukunftsweisende und übergeordnete Programme entwickelt. Das aktuelle 
Innenstadtkonzept „Hannover City 2020+“ wurde dabei mit Hilfe eines 
Kommunikationsprozesses mit Fachleuten und mit der Stadtgesellschaft erarbeitet. Dabei 
wurden sehr gute Erfahrungen mit der Einbeziehung von Einwohnerinnen und Einwohnern 
gemacht.

3.  Integrierte Stadtentwicklungsplanung in der Land eshauptstadt Hannover

Aufbauend auf die planerische und konzeptionelle Arbeit der vergangenen Jahre wurde der 
Verwaltung mit dem Haushalt 2012 der Auftrag erteilt, ein integriertes 
Stadtentwicklungsprogramm auf Nachhaltigkeitsbasis unter Einbeziehung der Öffentlichkeit 
zu erarbeiten und umzusetzen (Drucksache Nr. 1896/2011). Die Drucksache bezieht sich 
dabei insbesondere auf die vorliegenden bzw. beauftragten thematischen Pläne Verkehr, 
Wohnen, Innenstadt, Einzelhandel und Gewerbe.

Die Verwaltung beabsichtigt, unter Einbeziehung dieses Ratsauftrages ein integriertes 
nachhaltiges Stadtentwicklungskonzept zu erarbeiten, das alle ökonomischen, 
ökologischen, sozialen und kulturellen Dimensionen einer nachhaltigen Stadt für das Jahr 
2030 in den Blick nimmt. In der integrierten Stadtentwicklungsstrategie sollen die aktuellen, 
räumlichen wie auch thematischen Konzepte und Programme Berücksichtigung finden.

Auf der Grundlage eines Status Quo-Berichtes soll ein übergreifender Dialog geführt 
werden, in dem die Ziele und Strategien für die Weiterentwicklung der Landeshauptstadt 
Hannover bis zum Jahr 2030 diskutiert und definiert werden.

Dabei sollen folgende Handlungsfelder im Fokus stehen:

· Bildung und Kultur 
· Arbeit, Wirtschaft, Wissenschaft und Umwelt
· Leben, Wohnen und Versorgung
· Integration und Teilhabe 
· Finanzen.

Die Handlungsfelder sollen jeweils unter Berücksichtigung bestimmter Querschnittsthemen, 
die in der Anlage 1  dargestellt sind, diskutiert werden.

4. Beratungsstruktur

4.1. Dialog mit der Stadtgesellschaft

Eine übergreifende und vernetzte Bearbeitung der Handlungsfelder setzt einen breiten 
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öffentlichen und offenen Diskurs mit den unterschiedlichen Akteuren der Stadtentwicklung 
voraus. Dabei steht neben dem Dialog mit der Stadtgesellschaft von Hannover auch ein 
Austausch mit Expertinnen und Experten, Initiativen, Vertreterinnen und Vertretern der 
Wirtschaft und der Verbände im Fokus. Um allen Zielgruppen die Möglichkeit der Teilhabe 
am Dialog zu eröffnen, ist auch das Angebot neuer Beteiligungsformen (Neue Medien) 
vorgesehen.

4.2. Dialog mit den politischen Gremien der Landesha uptstadt Hannover

Um eine kontinuierliche und prozessorientierte Einbindung des Rates der Landeshauptstadt 
Hannover sowie der Stadtbezirksräte zu gewährleisten, wird angeregt, eine Kommission 
„Stadtentwicklung Hannover 2030“ einzurichten. 

Die Kommission sollte sich aus Mitgliedern des Rates und der Stadtbezirksräte, dem 
Oberbürgermeister und ggf. anlassbezogen Expertinnen und Experten aus der Verwaltung 
zusammensetzen. Die Anzahl der Mitglieder sollte sich an der Größe der Ausschüsse 
orientieren.

Die Kommission soll den Diskurs beratend begleiten. Auf ihren empfehlenden Beschluss hin 
wird sich die Verwaltung mit Fragestellungen aus dem politischen Raum befassen und 
ihrerseits verwaltungsseitige Anregungen für den Diskurs und die Meinungsbildung in den 
politischen Gremien der Landeshauptstadt Hannover geben. 

4.3. Verwaltungsinterner Dialog

Parallel zum geplanten Dialog mit der Stadtgesellschaft soll auch die Beteiligung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeshauptstadt Hannover erfolgen. Diese orientiert 
sich an den für die Stadtgesellschaft geplanten Elementen der Beteiligung. Die Erarbeitung 
des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes soll verwaltungsintern im Rahmen einer 
dezernatsübergreifenden Projektstruktur erfolgen.

5. Zeitliche Planungen

Die Erarbeitung eines integrierten Stadtentwicklungskonzeptes soll innerhalb eines 
Zeitraumes von zwei Jahren erfolgen. Als Grundlage für das weitere Vorgehen und die 
geplanten Dialogprozesse wird zunächst ein Status Quo-Bericht erstellt. Dieser wird für die 
oben genannten 5 Handlungsfelder jeweils eine thematische Analyse der Ist-Situation und 
Entwicklungstrends sowie eine Stärken-Schwächen-Bewertung beinhalten. Außerdem wird 
eine zusammenfassende Darstellung der wesentlichen Ziele und Strategien der aktuell 
vorliegenden Konzepte erfolgen. Die Vorlage des Status Quo-Berichtes ist für Mitte 2014 
geplant. Flankierend dazu ist sowohl eine Panelbefragung als auch ein breiter Online-Dialog 
angestrebt, um ein Meinungsbild und Feedback zu erhalten. Die Zusammenfassung dieser 
Meinungsbilder bildet dann die Grundlage für eine Reihe von öffentlichen Veranstaltungen, 
Foren, Expertenrunden und gesellschaftlichen Diskussionsveranstaltungen, in denen im 
Jahr 2015 die Ziele und Strategien der Stadtentwicklung für Hannover diskutiert und 
entwickelt werden. 

Alle Ergebnisse fließen in einen bis Ende 2015/ Anfang 2016 zu entwickelnden Entwurf 
eines Gesamtkonzeptes „Stadtentwicklung Hannover 2030“ ein, der dann ebenfalls 
öffentlich diskutiert werden soll. Die sich daraus ergebenden Anregungen werden bei der 
Erstellung des Verwaltungsentwurfes berücksichtigt, der dem Rat als Beschlussdrucksache 
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im Jahr 2016 vorgelegt werden soll.

Die Einzelheiten des Prozesses ergeben sich aus dem als Anlage 2  beigefügten 
Ablaufplan.

15.2
Hannover / 04.02.2014
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Innovation
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Handlungsfelder

Querschnittsthemen

- Anlage 1 -

Neue Kooperationsformen
- Internationalität
- Europa
- Metropolregion
- Region Hannover
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- Anlage 2 -
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CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 0688/2014 )

Eingereicht am 19.03.2014 um 08:58 Uhr.

In den Organisations- und Personalausschuss
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
In den Ausschuss für Umweltschutz und Grünflächen
In den Ausschuss für Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- un d Liegenschaftsangelegenheiten
In den Gleichstellungsausschuss
In den Jugendhilfeausschuss
In den Ausschuss für Integration, Europa und Intern ationale Kooperation 
(Internationaler Ausschuss)
In den Kulturausschuss
In den Schulausschuss
In den Sozialausschuss
In den Sportausschuss
In den Ausschuss für Haushalt, Finanzen und Rechnun gsprüfung
In den Verwaltungsausschuss
In die Ratsversammlung

Zusatzantrag der CDU-Fraktion zu DS 0261/2014 (Stad tentwicklung Hannover 2030)

Antrag zu beschließen:

Der Antragstext wird wie folgt geändert und ergänzt:

Antrag,

1. die Verwaltung zu beauftragen, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept Hannover 
2030 unter Beteiligung der Stadtgesellschaft zu erarbeiten, wobei neben den unter 
Ziffer 3 der Begründung des Antrages beschriebenen Handlungsfeldern die 
Schwerpunkte auf die Bereiche demographische Veränd erung und 
Bevölkerungswachstum, öffentlicher Personennahverke hr sowie 
Individualverkehr, regionale Zukunft und wirtschaft liche Entwicklung gelegt 
werden sollen;

2. eine Kommission des Rates "Stadtentwicklung Hannover 2030" einzurichten. ein 
Meinungsbildungsprozess soll unmittelbar in den säm tlich betroffenen 
Fachausschüssen und Stadtbezirksräten erfolgen. Die  
Geschäftsordnungskommission übernimmt die Funktion einer Lenkungsgruppe;

3. das Konzept setzt sich grundsätzlich damit auseinan der, wie die Bürgerinnen und 
Bürger zukünftig frühzeitig und umfassend in Entsch eidungsprozesse 
miteingebunden werden können. Erste Lösungsansätze können dann ggf. gleich 
bei der Erstellung des Konzeptes umgesetzt werden.

Begründung:
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Die vorgelegte Drucksache besteht zurzeit aus einer sehr oberflächlichen 
Betrachtungsweise des Themas Stadtentwicklung. Auch wenn ein solches Konzept zur 
Stadtentwicklung der nächsten Jahre erst erarbeitet werden soll, müssen dafür Impulse 
seitens der Ratspolitik vorgegeben werden. Diese Schwerpunktsetzung fehlt momentan 
völlig.

Durch ein möglichst breites Abdecken aller nur in Frage kommender Themenfelder besteht 
die Gefahr, sich undifferenziert in Kleinigkeiten zu verlieren und nicht visionär ein Gerüst für 
die zukünftige Stadtentwicklung unserer Landeshauptstadt zu konzeptionieren. Zumal ein 
Konzept, welches für die nächsten 16 Jahre festgeschrieben werden soll, Flexibilität und 
Gestaltungsspielraum aufweisen muss und keine Regulierungswut in Einzelfragen.

Ein Bewerten von Chancen und Risiken der Stadtentwicklungskonzeption muss zu Beginn 
der Bearbeitung eines solchen Plans dargestellt werden. Hierbei ist zu beachten, dass den 
Risiken, wie z. B. die finanzielle Situation der Stadt, Erschwernisse der 
Infrastrukturerhaltung, Verfall von Infrastruktur, wirtschaftliche Unsicherheiten etc. auch 
Chancen, wie u. a. Renaissance der Stadt als Wohn-, Handels- und Gewerbestandort, 
entgegenstehen können. Eine Abwägung von Chancen und Risiken ist in der Drucksache 
0261/2014 nicht zu erkennen. Damit steigt die Gefahr, dass die Akzeptanz in der 
Stadtgesellschaft nicht gegeben ist bzw. zu einer nicht zu erfüllenden Erwartungshaltung 
führen kann. Beispiele dafür sind gerade in anderen Städten hinlänglich bekannt. Es sei an 
Stuttgart 21, den Berliner Flughafenbau oder auch den Netzausbau für erneuerbare 
Energien erinnert. Die Beispiele zeigen, wie wichtig die Einbindung von Bürgerinnen und 
Bürgern ist.

Die aufgeführten Handlungsfelder stellen schlagwortartig eine Auflistung dringender 
politischer Fragestellungen unserer Stadt dar. Sie werden allerdings nur oberflächlich 
angerissen. Somit wird eine „nebulöse" Erwartungshaltung an die Stadtentwicklung 2030 
formuliert. Die Auflistung ist nicht vollständig und weist keinesfalls den Handlungsrahmen 
aus. Deutlich wird dies beispielhaft an einer Fragestellung, nämlich der der Mobilität in 
unserer Stadt. Es geht dabei nicht nur um Mobilität im engeren Sinne, sondern um die 
Fragestellung von Mobilitätskonzepten. Wie wollen und werden wir in Zukunft die Mobilität 
der Stadt gestalten; insbesondere im Zusammenspiel mit anderen Verwaltungsträgern, wie 
zum Beispiel bei der D-Linie?

Da sich vermehrt gezeigt hat, dass die Bürgerbeteiligung in dieser Stadt nur rudimentär 
vorhanden ist bzw. sie eher proklamiert denn durchgeführt wird (siehe zum Beispiel 
Straßenerneuerungsprogramm), wird bei der Erarbeitung des Konzeptes auch der Punkt 
der verbesserten Bürgerbeteiligung be- und erarbeitet. Insbesondere werden hierbei die 
Fragestellungen geklärt, wie sich strategische Überlegungen tatsächlich operativ umsetzen 
lassen. Die Gegensätze verschiedener Strategien (Arbeits- und Strukturprinzipien, 
Lösungsprinzipien, Bau- und Gestaltungsprinzipien und Handlungsansätze) werden durch 
die vorgelegte Drucksache keinesfalls behandelt. Eine Einbindung der derzeit knapp 180 
Programme der Landeshauptstadt Hannover ist nicht zu erkennen.

Daneben ist zu prüfen, inwieweit die Imagebildung der Stadt Hannover als konkretes 
Handlungsfeld aufgenommen wird. Derzeitige Konzepte sind nicht ausreichend und die 
konkrete Fragestellung nach Imagebildung ist ein langsamer Prozess, der viele Beteiligte 
erfordert.

Das Einsetzen einer weiteren Kommission ist entbehrlich. Bei der Erarbeitung des 
Konzeptes sind sowohl die Dezernenten als auch die Ratsgremien und Stadtbezirksräte in 
geeigneter Weise (z.B. durch Diskussion oder Präsentation) einzubinden. Eine 
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Lenkungsgruppe kann durch die Geschäftsordnungskommission des Rates abgebildet 
werden.

Jens Seidel
Vorsitzender

Hannover / 19.03.2014
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